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Verwaltungsbericht
der Justizdirektion
Direktor: Regierungsrat Dr. Hans Tschumi

(bis 31. Mai 1966)

Regierungsrat Dr. Ernst Jaberg
(ab l.Juni 1966)

Stellvertreter: Regierungsrat Fritz Moser

I. Allgemeines

1. Gesetzgebung

Der Grosse Rat erliess folgende Dekrete:

a) Dekret vom 15. Februar 1966 betreffend die Organisation
des Regierungsstatthalter- und Richteramtes im Amtsbezirk
Laufen;

b) Dekret vom 15. Februar 1966 betreffend die Organisation des
Regierungsstatthalter- und Richteramtes im Amtsbezirk
Niedersimmental;

c) Dekret von 15. Februar 1966 betreffend die Organisation der
Betreibungsämter und des Konkursamtes des Amtsbezirkes
Bern (Abänderung);

d) Dekret vom 15.September 1966 betreffend die Organisation
der Justizdirektion (Abänderung);

e) Dekret vom 15.September 1966 über die Organisation der
Gerichtsbehörden im Amtsbezirk Aarwangen;

f) Dekret vom 15.September 1966 betreffend den Tarif in Straf¬
sachen (Abänderung).

2. Übersicht über den Stand der noch hängigen,
erheblich erklärten Motionen und Postulate

a) Motion von Herrn Grossrat Dr. Bratschi und MU betreffend
Leumundszeugnisse. Ein Entwurf der Justizdirektion befindet

sich seit längerer Zeit bei der Polizeidirektion des Kantons

Bern zum Mitbericht;
b) Motion der grossrätlichen Kommission für die Beratung der

Abänderung und Ergänzung von Artikel 12 Absatz 1 und
Artikel 13 der Staatsverfassung betreffend Herabsetzung des
Wählbarkeitsalters für Mitglieder des Grossen Rates sowie
der Inhaber von Stellen der administrativen Gewalt. Die
Justizdirektion wird demnächst dem Regierungsrat zuhanden

des Grossen Rates einen Entwurf zustellen ;

c) Parlamentarische Vorstösse der Herren Grossräte Dürig,
Schädelin und Imboden betreffend Änderung verschiedener
Bestimmungen der bernischen Zivilprozessordnung. Ein
Entwurf befindet sich zurzeit bei einer ausserparlamentari-
schen Kommission.

d) Motionen der Herren Grossräte Favre und Villard betreffend
Teilrevision des Strafverfahrens.
Sobald die Revision des Eidgenössischen Strafgesetzbuches
abgeschlossen ist, kann, wie bei Entgegennahme der
Motionen zugesichert, die Angelegenheit an die Hand genommen

werden.
e) Motion des Herrn Grossrat Bratschi betreffend Amthausneubau

in Bern.

Die Angelegenheit ist in zahlreichen verwaltungsinternen
Besprechungen geprüft worden. Als vorläufiges Ergebnis
kann folgendes mitgeteilt werden:
Eine Verlegung der gesamten Bezirksverwaltung erscheint
ausgeschlossen. Im Zusammenhang mit der damals
geplanten, in der Folge jedoch gescheiterten Verlegung der
Bezirksverwaltung in das Holligengut ist 1943 mit der
Eidgenossenschaftein Kaufvertrag über die Amthausbesitzung
abgeschlossen worden. Als Kaufpreis wurde der damalige
amtliche Wert und als Datum des Eigentumsüberganges der
Umzug der Bezirksverwaltung in das neue Verwaltungsgebäude

vereinbart. Diese Umstände lassen es als angezeigt
erscheinen, diejenigen Verwaltungszweige am alten Standort

zu belassen, welche funktionell zusammenbleiben müssen,

insbesondere die Strafrichterämter, das
Regierungsstatthalteramt, das Bezirksgefängnis sowie die dazugehörigen

Polizeidienste. Die übrigen Ämter und Polizeidienste
wären anderswo unterzubringen. Die Standortfrage wird zur
Zeit abgeklärt.
Diese Lösung erfordert ein etappenweises Vorgehen,
wodurch auch die Finanzierung erleichtert werden dürfte.

3. Übersicht über die in der Gerichts- und
Justizverwaltung noch durchzuführenden Um- oder Neubauten

An Bauvorhaben sind noch zu verzeichnen:

Aarberg Amthaus und Bezirksgefängnis
Bern Amthaus und Bezirksgefängnis

Obergerichtsgebäude; Westflügel
Rückwärtige Anbauten am Schloss
Schloss
Einrichtung der Zentralheizung
Amthaus und Bezirksgefängnis
Amthaus und Bezirksgefängnis
Amthaus und Bezirksgefängnis
Beschaffung weiteren Büroraums durch
Aufhebung der beiden Wohnungen im
Schloss
Schloss
Verschiedene Renovationen
Schloss
Schloss in Belp

Niedersimmental Amthaus in Wimmis
Wangen Amthaus und Bezirksgefängnis
Ferner die Errichtung von Neubauten für die psychiatrische
Beobachtungsstation für männliche Jugendliche (s. Bericht des
Jugendamtes).

In der Dringlichkeitsstufe 1 sind enthalten:

Psychiatrische Beobachtungsstation in Röhrswil, Bolligen,
Amthausumbau in Wimmis, Umbau bzw. Neubau des Amt-

Büren
Burgdorf
Courtelary
Delsberg
Fraubrunnen
Frutigen
Konolfingen

Laupen
Oberhasli
Schwarzenburg
Seftigen
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hauses und Bezirksgefängnisses in Aarberg, Delsberg, Frutigen

und Wangen, sowie Vornahme von Änderungen in Büren.
Der Amthausumbau in Wimmis wird zur Zeit durchgeführt.
Für Aarberg und Delsberg sind die Projektierungsarbeiten an
die Hand genommen worden.

4. Rechnungswesen

a) Gerichtsverwaltung: Fr

Ausgaben 10 903 410.70
Einnahmen 2 751 760.04

Ausgabenüberschuss 8 151 650.66

b) Justizverwaltung:

Einnahmen 15 515 041.81
Ausgaben 10 057 000.90

Einnahmenüberschuss 5 458 040.91

Die Kosten in Strafsachen belaufen sich auf Fr. 1106160.05
(1965: Fr. 1018365.25). Für amtliche Verteidigungen in Strafsachen

hatte der Staat in 70 Fällen an Anwaltsentschädigungen
Fr.55787. zu übernehmen (1965: 74 mit Fr.66356.80). Für
unentgeltliche Prozessführung in Zivilstreitigkeiten wurden
425 Honorarforderungen der Anwälte mit Fr.239198. bezahlt
(1965: 497 mit Fr.267066.45).

II. Besonderer Teil

I.Wahlen

II. Vom Regierungsrat wurden durch stille Wahl als gewählt
erklärt:

a) zu Gerichtspräsidenten von

Bern: Bernardo Moser, Fürsprecher, Kammerschrei¬
ber am Obergericht, Bern;

Konolfingen: Heinz Gugger, Gerichtsschreiber, Traehsel¬
wald;

Büren: Andreas Jäggi, Gerichtsschreiber, Büren an
der Aare;

Aarwangen: Urs Hofer, Jur. Gerichtssekretär, Bern;

b) zum Regierungsstatthalter/Gerichtspräsidenten von
Franches-Montagnes:

Charles Wilhelm, Gerichtsschreiber, Courtelary;

c) zum Gerichtsschreiber/Betreibungsbeamten von Seftigen:

Alan Küster, Fürsprecher, Bern.

IM. Im öffentlichen Wahlgang wurden durch das Volk neu
gewählt:

a) zu Regierungsstatthaltern von

Interlaken: Fritz Oester, Postbeamter, Unterseen;
Moutier: Roger Macquat, Sekretär des Regierungsstatt¬

halteramtes, Moutier;

b) zu Gerichtspräsidenten von

Bern: Ernst Flück, Fürsprecher, Bern;
Ueli Hofer, Fürsprecher, Bern;

Interlaken: Max Kuhn, Gerichtsschreiber, Burgdorf.

I. Infolge Ablebens oder Rücktrittes der bisherigen Amtsinhaber

wurden durch den Regierungsrat neu gewählt:

a) in die Prüfungskommission für Notare (für den deutschsprachigen

Kantonsteil):
zum Präsident: Dr. Gottfried Roos, a.o. Prof., Präsident des

Verwaltungsgerichts, Bern;
zum Mitglied: Dr. Hans Marti, a.o. Prof., Fürsprecher und

Notar, Bern;

b) zum Mitglied der Notariatskammer:
Marcel Moser, Notar, St-Imier;

c) zu Amtsverwesern von

Aarberg: Hans-Rudolf Burri, Sekretär des Regierungs¬
statthalteramtes, Aarberg;

Büren: Oswald Wyss, Landwirt, Leuzigen;
Erlach: Adolf Marolf, Sekretär des Regierungs¬

statthalteramtes, Erlach;
Fraubrunnen : Ernst Schneider, Müllermeister, Bätterkinden ;

Interlaken: Manuel Müller, Gerichtsschreiber, Interlaken;

d) zu Gerichtsschreibern von

Porrentruy: Jean-Claude Joset, Fürsprecher, Kammer¬
schreiberam Obergericht, Bern;

Interlaken: Manuel Müller, Notar, Bern;
Courtelary: Charles Guenin, Fürsprecher, St-Imier;

e) zum Adjunkten des Grundbuchamtes Bern:
Daniel Lüthi, Notar, Bern;

zum Grundbuchverwalter von Delémont:
Ernest Lovis, Fürsprecher-)-Notar, Delémont;

zum Grundbuchverwalter und Amtsschaffner von Frutigen:
Lorenz Schär, Gerichtsschreiber, Frutigen.

2. Regierungsstatthalterämter

Keine Bemerkungen.

3. Notariat

Zu der ersten Notariatsprüfung meldeten sich 5 Bewerber;
4 bestanden die Prüfung und einer musste abgewiesen
werden.
An der zweiten Prüfung nahmen 3 Bewerber teil, welche alle
patentiert werden konnten.
Im Berichtsjahr sind 7 praktizierende Notare gestorben, und 5

Notare haben auf die Berufsausübung verzichtet.
Die Bewilligung zur Berufsausübung sowie die Bewilligung zur
Ausübung nebenberuflicher Tätigkeit wurden 7 Notaren erteilt,
einer davon als angestellter Notar.
Vom Vorjahr haben wir 12 unerledigte Beschwerdefälle
übernommen; neu eingegangen sind 26 Beschwerden, ferner wurde
in 7 Fällen eine Disziplinaruntersuchung von Amtes wegen
eröffnet. 35 Fälle sind erledigt worden, und 10 Fälle mussten auf
das neue Jahr übertragen werden.
In 5 Fällen mussten Notare disziplinarisch bestraft werden und

zwar: 2 Patententzüge, eine Einstellung in der Berufsausübung
für 1 Monat, eine Busse von Fr.200- sowie 1 Verweis.
Begehren um amtliche Festsetzung von Kostenrechnungen
wurden im Berichtsjahr 6 eingereicht, dazu kamen 2 Fälle vom
Vorjahre. 7 Fälle sind erledigt worden und 1 Fall musste auf 1967

übertragen werden.
Auf Ende des Berichtsjahres praktizierten im Kanton Bern
301 Notare (mit Einschluss der angestellten Notare).
Die Notariatskammer hielt 3 Sitzungen ab.
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4. Grundbuchwesen

Weil ein Ersatz für die freigewordene Stelle des Grundbuchverwalters

von Schwarzenburg fehlte, sind die Aufgaben dieses
Beamten dem Grundbuchverwalter des Amtsbezirkes Laupen
übertragen worden. Der Mangel an Nachwuchs zwingt zum
bestmöglichen Einsatz vorhandener routinierter Funktionäre;
von der in Artikel 2 des Wiederherstellungsgesetzes vorgesehenen

Möglichkeit, gleichartige Amtsstellen verschiedener
Bezirke zu vereinigen, wird künftig bei eintretenden Vakanzen
noch vermehrt Gebrauch gemacht werden müssen. Bereits seit
mehr als zwei Jahren versieht der Grundbuchverwalter von
Nidau auch die Amtssteile in Laufen, ohne dass sich bisher
daraus Schwierigkeiten ergeben hätten.

A. Bereinigung des kantonalen und Anlage des schweizerischen
Grundbuches

Nach durchgeführter Bereinigung, Neuerstellung und öffentlicher

Auflage konnten als schweizerische Grundbücher diejenigen

der Gemeinden Rocourt und Coeuve, Amtsbezirk Pruntrut,
in Kraft erklärt werden.
Zu bereinigen und zu ändern bleiben noch die Grundbücher von
71 Gemeinden, namentlich des Oberlandes und des Jura.

B. Grundbuchführung; Gebühren und Abgaben

Es wird auf die Zahlen der nachstehenden Statistik verwiesen.
In Grundbuchsachen sind 13 Beschwerden erhoben worden.
Zwei davon konnten zugesprochen werden, zwei wurden
abgewiesen und acht sind zufolge Rückzug etc. abgeschrieben worden;

eine ist noch hängig. Ein vor das Bundesgericht gezogener
Fall führte zur Aufhebung des Entscheides des Regierungsrates

(i.S. Rechtsübertragung in der Form einer Unterbaurechtsbestellung).

Die Klage beim Verwaltungsgericht auf Rückerstattung von
Handänderungsabgaben, die anlässlich einer zivilrechtlichen
Grundeigentumsübertragung zwischen mehreren
Einmanngesellschaften bezogen worden sind, wurde abgewiesen.
Aus dem auf den I.Januar 1966 in Kraft getretenen kantonalen
Expropriationsgesetz ergeben sich für die Tätigkeit der
Grundbuchämter einige Neuerungen, so z.B. betreffend des
Gebühren- und Abgabenbezuges, des Rechtsgrundausweises
und der Verwaltung der Enteignungsentschädigung. In einem
Schreiben wurden die Grundbuchverwalter darauf hingewiesen
und instruiert.
Ein Kreisschreiben an die Grundbuchverwalter und praktizierenden

Notare befasst sich mit den Grundbuchbelegen. Im Sinne
der Anpassung an Fortschritte in der Bürotechnik wurden
erstmals gewisse Kopien anstelle von Originalen zugelassen
und die Aufbewahrung in speziellen Ordnern, statt eingebunden,

erlaubt.
Nachdem der Bundesrat die Vorschrift, dass die zu führenden
Grundbücher und Register einzubinden seien, aufgehoben hat,
konnte das Grundbuchamt Bern ermächtigt werden, sukzessive
zur Grundbuchführung auf losen Blättern überzugehen.
Schliesslich machte die Hauptrevision der amtlichen Werte den
Erlass von Weisungen notwendig; die amtlichen Werte dienen
der Grundbuchführung als Grundlage zur Berechnung von
Abgaben und von Gebühren sowie eventuell als
landwirtschaftliche Belastungsgrenze. Die Übereinstimmung des
Steuerregisters mit dem Grundbuch sollte möglichst rasch hergestellt

werden können.

Mikroverfilmung
Die Hauptbuchblätter der Grundbuchämter (mit Ausnahme von
Bern, wo umgearbeitet wird) sind nach zehnjähriger Frist erneut
auf Mikrofilme aufgenommen worden.

Güterzusammenlegungen

Aus verschiedenen Gründen war es manchen Vorständen von
BodenVerbesserungsgenossenschaften bis heute nicht möglich,
die aussergrundbuchlich eingetretenen Rechtsänderungen den
Grundbuchämtern vorschriftsgemäss anzumelden. Dadurch
entstehen unliebsame Hinderungen im Rechtsverkehr über
Grundstücke, die sich im Perimeter solcher Flurgenossenschaften

befinden.

C. Ländliches Bodenrecht

1. Über die Einsprachen nach EGG und deren Erledigung gibt
die Tabelle auf S. 86 Auskunft. Die Rechtsprechung hielt
sich an die bisherige Praxis. Grundlegend neue Entscheide
wurden keine gefällt.

2. Sperrfrist

Im Jahre 1966 wurden total 985 Gesuche im Sinne von
Artikel 218ff. OR eingereicht. Gutgeheissen wurden 949

Begehren. In 22 Fällen erfolgte eine Abweisung, in 11 Fällen
ein Rückzug, und 3 Fälle wurden auf das neue Jahr
übertragen.

3. Verhütung der Überschuldung (LEG)

Ein gegen den erstinstanzlichen Entscheid des Regierungsstatthalters

erhobener Rekurs wurde zum Teil gutgeheissen.

D. Bundesbeschluss vom 23. März 1961 über die Bewilligungspflicht

für den Erwerb von Grundstücken durch Personen im
Ausland

Es wurden 14 Rekurse eingereicht. 2 Rekurse wurden zurückgezogen,

3 gutgeheissen, einer abgewiesen und 8 Rekurse mussten

auf das Jahr 1967 übertragen werden.

5. Gerichtsschreibereien

Gegenwärtig sind die Gerichtsschreiberstellen in den
Amtsbezirken Aarwangen, Büren, Delsberg, Schwarzenburg,
Traehselwald und Wangen nicht besetzt. Wählbarkeitsvoraussetzung
für diese Stellen ist der Besitz eines bernischen Fürsprecheroder

Notariatspatentes. Der Mangel an solchen Juristen zwingt
uns, Lösungsmöglichkeiten zu prüfen, welche es erlauben würden,

diese qualifizierten Arbeitskräfte ausschliesslich für
Aufgaben einzusetzen, welche eine solche Vorbildung wirklich
erfordern. Eine derartige Lösung wäre die Einsetzung eines
Gerichtsschreibers für mehrere Amtsbezirke, wofür die gesetzliche

Grundlage in Artikel 2 Absatz 2des Gesetzes vom 30. Juni
1935 über Massnahmen zur Wiederherstellung des
finanziellen Gleichgewichts im Staatshaushalt vorhanden ist. Sie
wird aber in den meisten in Frage kommenden Amtsbezirken
dadurch verunmöglicht, dass das Amt des Gerichtsschreibers
mit demjenigen des Betreibungs- und Konkursbeamten
zusammengelegt ist und letzterer gemäss § 4 des EG zum SchKG
vom 18.Oktober 1891 der Volkswahl untersteht. Sofern die
Entwicklung anhält, musste eine Gesetzesänderung
vorgeschlagen werden. Die heute getroffenen Notlösungen
(Einsetzung von Rechtskandidaten usw.) sind auf die Dauer nicht zu
verantworten.
Die gleiche Erscheinung hat bereits dazu geführt, dass
zahlreiche Stellen, welche früher mit juristischen Sekretären
besetzt waren, heute durch Nichtjuristen versehen werden.

6. Betreibungs- und Konkursämter

Keine Bemerkungen.



0)

OJ

<-3

OÌ

rÜ

Nsi

U)

«

z2§l«0,4;;
zUIjij:oieC

11

TU

SÏr?
?=23

<«U)3
u
.
or

m

m

ujH

3
'«

E<

Olr-Tj-OOT-OÎT-Oïr

CO^J-COT-COlOr-OOOCOT-COOOT-OltDinCO-^CM

cococo^o)<ûont-o)(Do>mio(Dinoomcocoo)cooino)Oi^nmcortOTcocOT-inintortTtcicococococNico

cocooj^-ocoT-^Ti-wtin

o>

to)
eo

t-
oï-.ti-t

o
o
r-

t̂-coroi^tco^-oocor-ooiT-coioco

i^^cowoo)ScDo>(Dinwoioiwcococvi^wojcDO)r--,^-<DT-r-coOJrtCOCNT-OJ^CJTtCO

IO

CD

-^

t-t-

COWr-CJr-r-r-inTKDCMCN

00

o
r-
rt-

CO

CJ

m
oi

CJ

CO

rt
O)

rr
r-

CJ

CO

m^a-cacDCNmmoïoooT-OT-oocoorî-coooooacocooinmoioo)tf)TfMfiCMOhO)OTroiûO)tMr-o)o>mocoino>r^cooc^o^cocviOr-r^T-r^r^cNcor--r^-oja)<uoocooDwoiinoincocoinr-cocDCocDincocflr-T-oïr-cjolOr-WOlT-r-COOOCOTt^CO^Or-lOffltOOfflr-Bh«)weowcflc»N«cowwcoinwc>i«ocNcOT-cNO^r-r--inr^wococsioiNr-ocooo)rj-Tto)r-coinr-inincoino>t-IÛOI

CO

r-
CM

CM

t-
t-
CO

rf

t-CM

-d-T-

t-t-

CO

t-
co

^r
co

co

o
m

co

r-
-rt

o
¦*
m

t-
r-
co

2incor^T-cotoc»T-inco(Nr^coTtoocoT^cMcoiocorto)cxDTi-inr-^rto)oooooP--coa>r-T

r*-OTd-ococortT

r-T

Oimcnrtcoojcocort

¦^inor^T-T-T-cDcooOTfWcscocoinoinrtocorfT-inTa-cooooor--"«-

T-
CO

T-T-T-T-T-T-T-T-CJt-T-

CM

T-T-

Tt

T-
CM

CM

T-

wWt-c»oNin©0)^CNicocor-co^cDWO^w«coco^T-r^in^Gwrtoinoowcococoinr^OTtcocoortT^cococor^air^cNioocoTtcfl^(o^^(Dco^)T~cococo^lnc<^T-T¦cOlflc^lc^llOMr¦^¦(OlOTJ¦©Tfcocö-*cor*.TtcftiNO)iNioomintûT-cMcoini
t-
tO

CO

t-
r-
t-

IO

cortrtcocMmtooocor^cor-

r-Too)t

TtCOt-N(OOCMhO)lOr»COCM

t-
r-
rt
to
w

T-r-oa

cot-

inT-T-CMT-

«r-rr

t-

(M

OJ

coo)hr-0(Ocowu5cû«r-QTtcooNcocncoooino)(DnçoroininCDO)Or^rtr-T-COlOT

CO

00

CM

rf
,COOCMCOmrtmcOOïCOCDOOïr-

CJ

(NlOlOCOCJrtmcOCOTtCNrtr,,-TtCOT

r-T

IOCOt

t[--tt
IO

TT

O)

CM

rt

cnnT-r-ifliflinoawnininhTi-inwr-tooicoininr-hcoçocBnNr^r^OCJOT-COCSJCOCOTtlOOOT-OrtCJCOOîOOrtlOOCOCOT-Or-TtO
t-COCJt-t-

,-,_,-

cJCOt-t-

t-

CM

t-^-CJt-t-

c

45

cd

ro

O

0
Q

CD

C

ï
C

E-
E

S
S

E

3
c

-r
eel

r
r
&
ez

-z

-i

e?

-r,

a.

¦»

¦*

r
ai

i;

3
_

(0

CO

5
ro

.c
:

t30».ï5

5ÔizSïr3JÏ00i;a«'2.ÏJ3J3EBÏOi.?j:ï5

<<annanBOûuiu.L.u.£^jj5zzzOOû.(OBin(Oi-i->



<->

c
"»-

^
c

OJ

ö)Q)

>CÛ:p

enoi

i

-n
<u

__Q

Q)

c^

ra

a>

o
m

r-
~

N-o£

cB
co

>
<

.Si

sz

,ltc3«
(5

04

O
04

4;^

N-ot

cU

w

S

¦

TJO

si
ri)

r^C

CO

d)

O
ru

t.
-r

r-l-oiz

tzIS)

a

(J>

a>

cnxi

<
CD

r
CM

CM

r-
t-
CO

rt

mCMrtlOr

COOCO

O
rt
trtCOrtCOrtr

CMOOt

TttocMOCOOCOlOlOO-r-r

OJrtrtCO£-

Tcoiotocnr'-CMTTCïCMT

r-rtootootOT

cootomrtcni

ocnco

cortortcortcooocooioOT

co

io

tcoeoiojt

lOrtcotocortortco

rtOlOOCOCDCOCOOl

î
COCOrtCOI

rtCMCOCOT

IOt

00

CO

CO

to
oicm

iot
m
en

co

io
co

tt
tcocococmcoococot

ooiocMrtocMcoioocoio

T-r^COtV3OrtrtC0C0CMCMC0rtCMC3ï00C0lOtOOinCOlOr^iOI--T-tOrtCMCOCMCOCMCMt-iO

CO

r-
r-
CO

CO

rt
CO

CO

CM

IOt-

CO

rt

fCOr-r

oo

r-
T-T-rtrcoocnrtrrcoriocoot-

r
cot-t

rtor

coincortog

-^eoMOiortcntcnorcocooicmt-

cneomocnrcmco

T-

T-

CO

rtCOrtCMCMCOCMOCOCOtO

cm

r

CO

t-
OOI--OrtCOCMlOOCOT

Ot
CO

rt
CO

IO

[rf
t-
OOt

CMrtrtrtlOlOlO

OïOCOrtCntOr-

CJrtOOTCO^rtCMCDWrtrt^ptOCOr--OOintOtOlO

CM

O)

r
r-
CO

r
CO

CO

CM

f-
r-
CO

CO

CO

m

OT-lOOCMCM-r-T-T-rtCOCDCOCM

CM

t-

CJ

t-

t-

*-

CO

T-C3itOl0^OT-C0r^T-«T-CMCT>TtC0CM00rtOÇMrt0ÎO(5OCOCOtOOiCOrth-COOOOlOOCOCOOOOr-rtT-ÇMÇprtOCnCOrtOïT-rtOOT-tOlOCOrtCMrtiOrtr

CM

CO

O)

CM

rt
lO

rt-Î
CJ

CO

CO

Q

t-iOCMCOt-COt-t-

CO

t-
CO

CO

CM

t-COCOt-

0>rtC0OC0C0CT)rttOC0t0tOT

r
CMCOtO

OOt

COCOr

IOt

OCDlOOOOrtOOCMrt

COrtlO

CM

CM

CM

CMtO

CO

CO

«t rcMcntorir>T-ioooioo>TrtooocoT_^

_
~.

oOWCOOrttOCMinCMCOI

CO

CM

CO

CO

rt
CM

iooocoocnorrtOTiocjrtcocooeotoiortoioo)TincÄcncoT-rtr

Or-oiT-Trwcninr-coTi-^oiflWTtcow^^cocnhWS'ot

r
COCMrtrtCOr-OCMlOCJlOOrtCM

COCMIOCMt-CMOt-

r
m
CO

t-
rt

r\i

*

o
co

j.
t-
oooîiortrtcocotOT

totooicoocncoiocMcootOLOOiincnto

T-CjSor

COeocOtDlOlOT-OOOrtrtincOrfCOrtr-T-COT-COIOOCM

CMCMLirtT-CMCMCO

CM

rtf
CMt-

CO

CM

r-

t-COt-

O
t-
C»

t-
r-

rtCOOOOrtT

IrtlOCJiOCOCMOOOCncom

t
CT>

00

CM

IO

tCnCMCOO-^CJOitOOCOCMOCO

COtOCMOCOrtOtOrtcOI

OOOOOrtlOlOT

O

T-tooio>cocotocMrreocoocnio-(-i

rt
r
en

T-C0COrtT-OtD00r

O)

CM

O)

CM

CD

r-
OOCMCO

CMOt

rt
00

O
O)

tD
CO

I
COCOOOCOtOICMCO

CT)

tTtrte3)mtOrtlOtOrttOT-0)T

I
CMt

CO

m
ir\
/vi

rrt

m

rvl

T̂t

^t
^-

CM

IO

CM

t

CM

CO

CO

rt
CO

IO

o>

r
CJ

co

cm

m
©
CO

rjt

-.
--jj

-vj

u
-..-.

.-¦

COCOCOIOCMCOt-CO

rOlflCO

CM

rt

ocnoi

CO

rt
O

rt
CO

I
rt
O
CO

CM

CD

O

i
CO

Is-

ID

tD

Io
rt
r
LO

IO

CO

rt

r
cm

oo

r
to

o

co

co

r-

LO

IO

IO

CO

tDcoocoincocococMCOT-r

t
to
rt
r
çn

rfi
-r*-

rn
tn
en

rn
ort

m-
rrt^<-^renr-.(öeOO

CO

I
co

co

MCOT-T-CDCOOCOinCOCOCOCMaOT-r-r-CDTrr-OTTro)T-wr-ijjö3rtOT

COCO^OtOOOCDCOCOr-CO^-rtCOP-

COCOOCMI

O»

t̂
1"

CO

CD

COlOtOCOOlOCOOlOineOCMlOCOT

rtCOCÛCMCMOMrtOrtT

OCO

O
rt
t^
Ö
CO

r-CMrr-

OCOr

O)

O
00

00

C»

CM

ICMOCni

rttOCOrtlOT

rtmoocot

CO

O)

IO

IO

CMcnr

cntotocortr

o
co

icm

co

o
tiococococdot

t
io
o
co

*
r-
cn

rtini

TtCOI^rtinT-inT

rtOI

CMCJrtT

lOrtr-

CMCOCJT-rtinrtlOrt

COCOCOCOt-COt-COI

rtCMCnrtWI

r
OlOr

T-COCOT-OOT-tDCOT-Tti

corticocMicocoT-oocMrcMco

trt

rtcOT-cocDT

rtmo>r

r
CM

tocotocncMf

coiocoot

loenr

enr

cncoor-

r
cn

cn

rto
co

r-
co

ln(J)000)mT-lfl«^cno^fflcnow»Oln^^lnT-^^^Tî(0COlOlOrrcOCOrtinT

rtT-COCncOT-r

rtT-rtrfT-T

lOCMT-rtrtCJrtrt

I

I

I

1

I

I

I

1

i

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

l'I
I

I

I



86 Justiz

Amtsbezirke
re) .Ç?

8»
°-£
(fl T3 cfl

.sis
0 ce

¦t « £
O Q) Q,
r-T3 >

i_ CD

D. C/}

4S
_c co

u£»- u
¦o-r I

£5 s
3-0-:

=5 g| S

r, ea-o
sz N-J in
.2 VszX
rM ü u ta

II5"

i_ (fl CI)

or ~ 3 'a,
KÌSsz

-'¦u c
S; <i) <u

4J ro r_ ru

r- u > 3
3 w ^ ru
¦^-£ c: a)

q; 3 r m

L*S Ci

a: g^ i 5g

LAarberg 2
2. Aarwangen
3. Bern 8
4. Biel
5. Büren
6. Burgdorf
7. Courtelary 1

8. Delsberg
9. Erlach

10. Fraubrunnen 4
11. Freiberge 6

12. Frutigen
13. Interlaken 1

14. Konolfingen 2
15. Laufen
16. Laupen
17. Münster
18. Neuenstadt
19. Nidau
20. Niedersimmental
21. Oberhasli 2

22. Obersimmental
23. Pruntrut
24. Saanen
25. Schwarzenburg 1

26. Seftigen 3

27. Signau
28. Thun
29. Traehselwald 1

30. Wangen 1 - - - - 1 - 1 - ,32 4 2 2 23 2 12 2 5

NB. Die Aufstellung umfasst diejenigen
Vorkaufsrechtes).

Einsprachefälle nicht, die im Verlaufe des Verfahrens gegenstandslos wurden (z.B. infolge Geltendmachung eines

7. Güterrechtsregister

Keine Bemerkungen.

8. Handelsregister

Keine Bemerkungen.

9. Vormundschaftswesen

Im Berichtsjahr sind 6 Rekurse gegen Entscheidungen der
Regierungsstatthalter in Vormundschaftssachen eingereicht worden.

In 3 Fällen wurde der erstinstanzliche Entscheid bestätigt, auf 2

Rekurse konnte nicht eingetreten werden und 1 Rekurs wurde
durch Rückzug als gegenstandslos geworden am Protokoll
abgeschrieben.
In Anwendung des Haager Abkommens vom 12. Juni 1902 zur
Regelung der Vormundschaft über Minderjährige waren im
Berichtsjahr 3 Fälle zu behandeln.
Betreffend Eltern- und Kindesrecht wird auf Ziffer 10 (Bericht des
Jugendamtes) verwiesen.

10. Kantonales Jugendamt

Die Aufgaben des Kantonalen Jugendamtes sind mannigfaltig. Wir
verweisen auf das Dekret betreffend Organisation der
Justizdirektion vom 4. Mai 1955 und auf die früheren Jahresberichte.

Entscheide auf den Gebieten des Eltern-undKindesrechtes
(Zivilrecht), der Jugendstrafrechtspflege und des administrativen
JugendSchutzes (Einweisungen auf Grund des Gesetzes über
Erziehungs- und Versorgungsmassnahmen) hatte das Jugendamt

insgesamt 119 (Vorjahr 104) vorzubereiten oder selber zu
fällen (Beschwerden).
Die 4 bis zum Jahresende erledigten familienrechtlichen Rekurse
wurden alle abgewiesen.
Von den 12 jugendstrafrechtlichen Rekursen wurden 10

folgendermassen erledigt: 1 gutgeheissen, 1 teilweise gutgeheissen,
3 abgewiesen, 5 wegen Rückzuges abgeschrieben.
Von den Beschwerden gegen die Jugendanwaltschaften wurden
2 zurückgezogen, 1 wurde abgewiesen, 1 ist noch hängig. Zwei
regierungsrätliche Entscheide (betr. familienrechtlicher
Wegnahme eines Kindes und jugendstrafrechtlicher Einweisung in
ein Erziehungsheim) wurden an das Bundesgericht weitergezogen;

beide, Berufung und staatsrechtliche Beschwerde, wurden

abgewiesen.

Aufsicht über die privaten Kinderheime

Ende des Jahres unterstanden 62 solcher Heime der Aufsicht
des Kantonalen Jugendamtes.

Psychiatrische Beobachtungsstation für männliche
Jugendliche in Enggistein

1. Seit des Rückzuges des Projektes für die neue
Beobachtungsstation durch die Staatswirtschaftskommission im Herbst
1966 wurden von der Justizdirektion weitere Abklärungen,
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Art der Geschäfte Vom Vorjahr
übernommen

Neueingänge Total Erledigt Am Jahres¬
ende noch
hängig

a) Rekurse aus Eltern- und Kindesrecht gegen Beschlüsse
vormundschaftlicher Behörden (Art.283-287 und 380 ff ZGB) 2

b) Jugendstrafrechtliche Rekurse (Art.48 EG z. StGB) 2

c) Administrative Einweisung Minderjähriger in eine Erziehungsanstalt
(Art.21 GEV vom 3.0ktober 1965) 3

d) Bedingte Entlassungen aus einer Erziehungsanstalt (Art.94 Abs.1
StGB, Art.27 Abs.2 GEV) 2

e) Widerruf der bedingten Entlassung (Art.94 Abs.2 StGB, Art.27 Abs.5
GEV) 2

f) Änderung der Massnahmen (Art.86/93 StGB, Art.43 EG zum StGB)
g) Beschwerden gegen Jugendanwaltschaften (Art.35 Ziff. 1 EG zum

StGB) 1

h) Rekurse im Pflegekinderwesen (§ 19 der VO vom 21. Juli 1944)
i) Urteilslöschungen
k) Verlängerungen der Probezeit

4

10
6

12
4

10
2
2

5 8 8 -
58 60 59 1

7
13

9

13
8

13

1

3
6

1

4
6
1

3

5
1

1

1

insbesondere bezüglich einer Kürzung des Bauprogrammes
und der Verbindung der Beobachtungsstation mit einem
halboffenen Erziehungsheim, vorgenommen; ein entsprechendes
neues Bauprogramm liegt gegenwärtig bei der kantonalen
Baudirektion.

2. Die durchschnittliche Belegung der Beobachtungsstation
war bei 8473 Verpflegungstagen mit 23,32 (Vorjahr 19,8)
Zöglingen sehr hoch und war nur unter Ausnützung der letzten
Platzreserve und praktisch dauernder Überbelastung des
Personals möglich. Dabei mussten auf 42 weitere Anfragen aus
dem Kanton Bern und 63 aus andern Kantonen Absagen erteilt
werden. Ausserdem konnte für 12 Berner und 7 Ausserkantonale

die spätere Aufnahme vorläufig zugesichert werden.
Die durchschnittliche Beobachtungsdauer betrug 122 (108,4)

Tage. Psychiatrische Gutachten wurden 49 (45) erstattet.
7 (4) Jünglinge mussten, weil noch schulpflichtig, vom weiteren
Schulbesuch dispensiert werden. 65 (67) Jünglinge traten 1966

neu in die Beobachtungsstation ein, 63 (61) traten aus. Von den
Austretenden konnten 9 (14,5%) in die eigene Familie zurückkehren,

28 (44,8%) kamen in andere Familien, 10 (16,9%) wurden
in ein Erziehungsheim, 4 (7,2%) in ein Lehrlingsheim eingewiesen;

5 (8%) mussten in eine Heil- und Pflegeanstalt versetzt
werden, 7 (11,2%) traten Stellen an verschiedenen Orten an

(Diakonischer Einsatz, Rheinschiffahrt, Baustellen etc.). Von
den 65 neu Eingetretenen wurden 29 (44,9%) von bernischen,
21 (32,3%) von ausserkantonalen Jugendanwaltschaften,
8 (12,3%) von bernischen, 5 (7,7%) von Vormundschaftsbehörden

anderer Kantone und 2 (1,5%) von den Eltern bzw. von
einem Jugendsekretariat eingewiesen.

Pflegekinderwesen

1. Statistische Angaben: (die Zahlen in Klammern beziehen sich
auf das Vorjahr)

Anzahl der Pflegekinderam 31.Dezember 1966: 3982 (4084)
Abnahme: 102 (52)

Altersstufen: 1-6jährig 7Hjährlg 12-16jährig

Knaben
Mädchen

757(713) 600(597) 772(839)
689 (663) 564 (603) 600 (669)
+ 70 36 136

Heimat: Kanton Bern: 2545 (2589); Andere Kantone: 923 (1036);
Ausland: 485 (441); nicht bekannt: 29 (18).
Familienverhältnisse: Eheliche Kinder: 2457 (2510); Aussereheliche:

1525 (1574); Davon sind Vollwaisen: 63 (65); Halbwaisen:
253 (227); Scheidungskinder: 726 (601).

Pflegeverhältnisse: Kinder bei Grosseltern: 850 (882); bei andern
Verwandten: 685 (672); in fremden Familien: 2289 (2396); bei

den Eltern gemäss § 3 der VO über das Pflegekinderwesen:
158(134).
Schulverhältnisse: Noch nicht Schulpflichtige: 1481 (1435);
Primarschüler: 2200 (2328); Sekundarschüler: 218 (213);
Hilfsschüler: 70 (85);
Bildungsunfähige: 13 (23).
Pflegegelder: Keines: 1411 (1524); bis Fr.30,: 122 (165); Fr.31,
bis Fr.45.: 110 (151); Fr.46. bis Fr.60.: 331 (454); Fr.61.
bis Fr.75. : 270 (278); Fr.75. und mehr: 1380 (1209); nicht
bekannt: 358 (303).

Zahl der versicherten Kinder: Vorschulalter: Schulpflichtige:

Krankenkasse
Unfallversicherung

1200(1150)
633 (564)

2188(2283)
1526(1506)

Im Berichtsjahr neu registrierte Pflegeverhältnisse: 969 (941

Versorger: Eltern: 506 (512); Vormundschaftsbehörden: 400

(349) ; Private Fürsorgestellen : 34 (50) ; Armenbehörden : 20 (13) ;

Jugendanwaltschaften: 9 (17).

Versorgungsgründe: Wirtschaftliche und familiäre Gründe:
261 (300).
Unvollständige Familie: 547(476); Besondere Verhältnisse beim
Kinde: 72 (63); Andere Gründe: 89 (102).

Im Berichtsjahr aufgelöste Pflegeverhältnisse: 1071 (993). Freiwillig:

965 (930); durch Behördebeschluss: 106 (63).

Auflösungsgründe: Schulaustritt: 430 (437); Rückkehr zu den
Eltern: 296 (263); Adoption: 84 (70); Schwierigkeiten beim
Kinde: 42 (35); Mängel am Pflegeplatz: 6 (12); Wegzug der
Pflegeeltern: 132 (107); Tod des Pflegekindes: 3 (3); Andere
Umstände: 78 (66).

Rekurse wegen Verweigerung der Pflegekinderbewilligung wurden

im Berichtsjahr 6 eingereicht. Drei wurden gutgeheissen,
zwei abgewiesen; ein Rekurs blieb hängig.

2. Das Pflegekinderwesen hat sich in den letzten Jahren allgemein

stark gewandelt. Früher waren es vor allem Kinder aus
armengenössigen und kinderreichen Familien, die den
Hauptbestand der Pflegekinder ausmachten. Heute können wir diese
in drei Gruppen einteilen, nämlich:
Die Kinder unserer Gastarbeiter, die in der Regel nur vom Montag

bis Freitag oder überhaupt nur tagsüber bei der Pflegefamilie

bleiben. Über die sich daraus ergebenden Probleme ist
schon in früheren Jahren berichtet worden.
Eine weitere Gruppe bilden die Kinder, die schon im Säuglingsoder

Kleinkindalter in D.auerpflege gegeben und später eventuell
sogar adoptiert werden. Diese Kinder entwickeln sich meistens
sehr erfreulich, sofern die Pflegeeltern sorgfältig ausgewählt
worden sind.
Schliesslich haben wir noch diejenigen Pflegekinder, die aus
irgend einem Versagen im Elternhaus oft erst im Schulalter in
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eine fremde Familie gegeben werden müssen. Diese Kinder
bedürfen einer ganz besonderen Betreuung, da sie oft schon viel
Schweres erlebt haben, bevor es zu einer Wegnahme aus der
elterlichen Familie, oder, wie es bei den Scheidungskindern der
Fall ist, zur Auflösung der Familie kam.

Jugendanwaltschaften

1. Die bernische Jugendrechtspflege erlitt durch den
tragischen Unfalltod des jurassischen Jugendanwaltes Marcel Gi-
rardin im Sommer 1966 einen grossen Verlust; Marcel Girardin
hatte während 10 Jahren mit beispielhafter Hingabe zum Wohle
der jurassischen Jugend gewirkt. Er wird bei allen, die ihn kannten

und verstanden, in guter Erinnerung bleiben. Als Nachfolger
konnte auf I.Januar 1967 sein Sohn, Fürsprecher Michel Girardin,

gewählt werden.

2. Die Zahl der neu eingegangenen Strafanzeigen gegen Kinder
und Jugendliche stieg im Berichtsjahr bei sämtlichen
Jugendanwaltschaften im Gegensatz zum Vorjahr wiederum an, und
zwar gesamthaft um 501 von 6894 auf 7395. Am grössten war der
Zuwachs um 144 im Jura und um 141 im Kreis Emmental-Oberaargau,

am geringsten um 25 bei der Jugendanwaltschaft des
Mittellandes. Es ist auffallend, wie die rein zahlenmässigen
Belastungen der verschiedenen Jugendanwaltschaften immer
ausgeglichener werden. Dies hängt sicher u.a. mit der stärkeren
Bevölkerungszunahme und Industrialisierung früher weniger
dicht besiedelter Gebiete zusammen. Die Zunahme der Anzeigen

entfällt hauptsächlich auf das Konto der Verstösse gegen
die Verkehrsgesetzgebung, die ebenfalls wieder grösstenteils
im summarischen Verfahren geahndet werden konnten. Es

kann und darf daher nicht von einer eigentlichen und wesentlichen

Zunahme der Jugendkriminalität gesprochen werden. Ein

junger Mensch, der durch sein Handeln gegen die Rechtsordnung

verstösst, ist nur selten kriminell, d. h. ein Verbrecher, und
wird aus der Bestrafung eine Lehre ziehen oder durch die geeignete

erzieherische Massnahme wieder endgültig auf die rechte
Bahn gebracht werden können.

3. Statistische Angaben

(In Klammern die Zahlen des Vorjahres)

a) Die Strafanzeigen gegen Kinder und Jugendliche nahmen
gegenüber dem Vorjahr wiederum etwas zu; Anzeigen gegen
Kinder im Alter von 6-14 Jahren waren 939 (918), solche gegen
Jugendliche im Altervon 14-18 Jahren 7073 (6423) zu behandeln.
Davon stammten 617 (467) noch vom Vorjahr. 564 Anzeigen
harrten Ende des Jahres noch der Erledigung.
30 (27) Anzeigen gegen Kinder und 854 (752) gegen Jugendliche
wurden wegen örtlicher Nichtzuständigkeit an andere
Jugendstrafbehörden weitergeleitet. 4068 (3674) Anzeigen gegen
Jugendliche konnten mit entsprechendem Strafantrag zur
summarischen Behandlung an die örtlich zuständigen
Gerichtspräsidenten überwiesen werden. Eingehende Untersuchungen
erheischten 2496 (2272) Fälle, und zwar bezogen sich diese
Untersuchungen auf 785 (763) Kinder und 1711 (1509) Jugendliche.

b) Erziehungsmassnahmen oder Strafen mussten von den

Jugendanwälten (die bei Kindern und schulpflichtigen Jugendlichen

nicht nur als Untersuchungsorgane, sondern auch als
erstinstanzliche Richter amtieren) bzw. Gerichtspräsidenten und

Amtsgerichten gegen 430 (333) Kinder und 1411 (1171) Jugendliche

verfügt werden. In den restlichen Fällen konnte entweder
die Untersuchung aufgehoben oder von weiteren Massnahmen
abgesehen werden oder ein Freispruch erfolgen.

Folgende Strafen und Massnahmen wurden verfügt:

Kinder Jugendliche

Verweis 323 (255) 573 (466)
Schularrest bzw. Arbeitsleistung 4 (10) 104(121)
Busse ( 486(406)
Einschliessung () 114 (109)
Aufschub des Entscheides verbunden mit
Schutzaufsicht (Art.97 StGB) ( 59(53)
Belassung in eigener Familie und
Überwachung der Erziehung 51 (41) 54 (41)
Einweisung in eine fremde Familie 26(10) 54(47)
Einweisung in eine Erziehungsanstalt 28(19) 59(55)
Einweisung in eine Erziehungsanstalt für
mindestens 3 Jahre (Art.91, Ziff.3 StGB) ( 2(1)
Besondere Behandlung (Art.85 und 92

StGB) 2(-) 23(15)

c) Bei 12 (11) Kindern und 8 (7) noch schulpflichtigen Jugendlichen

änderten die Jugendanwälte in eigener Kompetenz die
früher angeordneten Massnahmen; in 50 (27) Fällen beantragten
sie solche Änderungen entweder beim Regierungsrat (13 [13])
oder bei den zuständigen Gerichten (37 [14]).

d) Rechtsmittel wurden folgende ergriffen :

Rekurse an den Regierungsrat gegen Beschlüsse der Jugendanwälte

(Art.48 EG zum StGB): 10 (14);
Appellationen an die Strafkammer des Obergerichtes gegen
Urteile der Jugendgerichte (Art.58 EG zum StGB): 3 (4);
Beschwerden an das Kantonale Jugendamt: 3 (1).

e) Von den im ordentlichen Verfahren zu beurteilenden Kindern
waren 147 (100) Mädchen und 636 (668) Knaben, von den Jugendlichen

225 (178) weiblichen und 1488 (1326) männlichen
Geschlechts.

f) Im ordentlichen Verfahren wurden folgende Delikte beurteilt:

1. Strafgesetzbuch:

Kinder Jugendliche Total (1965)

Mord (1)
Abtreibung (Körperverletzung 3 (3)
Diebstahl (inkl.
Einbruch) 191 (125)
Entwendung 4 (4)
Raub ()
Veruntreuung 4(1)
Fundunterschlagung 3 (1)
Hehlerei 8(3)
Sachbeschädigung 28 (80)
Betrug 11 (1)
Erpressung 1 ()
Delikte gegen die
Sittlichkeit 44(41)
Brandstiftung 1 (2)
Fahrlässige Verursachung

einer Feuersbrunst

20(10)
Delikte gegen den
öffentlichen Verkehr 6 (5)
Urkundenfälschung.. (1)
Andere Verstösse
gegen die Bestimmungen
des StGB (z.B. Tätlichkeiten,

Irreführung der
Rechtspflege,
Hausfriedensbruch,

Tierquälerei, Ehrverletzung

usw.) 5 (8)

2. EG zum StGB:

Unanständiges
Benehmen usw.) (8)

1 (-) 1 (1)

-CD (1)
13(6) 16 (9)

333 (212) 524 (337)
18(6) 22 (10)

H-) 1 (-)
19(20) 23 (21)
4(4) 7 (5)

22 (37) 30 (40)
54 (52) 82 (132)
27 (19) 38 (20)

1 (-) 2 (-)
150(113) 194 (154)

3(2) 4 (4)

4(3) 24 (13)

8(7) 14 (12)
9(9) 9 (10)

43 (28)

24 (40)

48

24

(36)

(48)



Justiz 89

Abweisung 10

Gutheissung 6

Nichteintreten 1

Rückzug oder gegenstandslos 10

12. Mitberichte

Keine Bemerkungen.

13. Stiftungen

In Ausübung der Aufsicht über die Stiftungen hatten wir 90
Fälle zu behandeln.
74 Gesuche um Abänderung der Organisation und des Zweckes
der Stiftungen haben wir dem Regierungsrat zur Genehmigung
vorgelegt.

14. Rechtshilfe und auswärtige Erbfälle

Gesuche um Rechtshilfe wurden 490 weitergeleitet.
Die Justizabteilung des Eidgenössischen Justiz- und
Polizeidepartementes hat uns 26 Erbfälle von im Ausland verstorbenen
Bernern zur Behandlung überwiesen.

15. Massnahmen gegen die Wohnungsnot

Im ganzen Kanton waren 738 Einsprachen zu beurteilen. Sie
verteilen sich auf die Gemeinden wie folgt:
23 Gemeinden mit 0 Einsprachen
20 Gemeinden mit 1-5 Einsprachen
10 Gemeinden mit 5-10 Einsprachen
10 Gemeinden über 10 Einsprachen

Die Einsprachen wurden wie folgt erledigt:

- gütliche Einigung 477

- Kündigung zulässig erklärt 110

- Kündigung unzulässig erklärt 93

- Nichteintreten 15

- Übertrag auf 1967 43

Total 738

Die Justizdirektion hatte als Oberinstanz total 9 Rekurse gegen
Entscheide der Mietämter zu behandeln. Diese wurden wie
folgt erledigt:

Abweisung 2

Gutheissung 2

Nichteintreten 1

Rückzug oder Vergleich 4

Zur Verhütung von Obdachlosigkeit wurden in Anwendung des
Bundesbeschlusses vom 20.Februar 1953 betreffend den
Aufschub des Umzugstermins folgende Gemeinden ermächtigt,
den ordentlichen Umzugstermin von Fall zu Fall aufzuschieben:

Frühjahr: Köniz und Biel
Herbst: Biel

Bern, den 31. März 1967

Der Justizdirektor:

Dr. E. Jaberg

3. Spezialgesetze:

Kinder Jugendliche Total 1965

Widerhandlungen
gegen das schweizerische

Verkehrsgesetz 399 (408)
Widerhandlungen
gegen das Fischerei- und
Jagdgesetz 15(15)
Widerhandlungen
gegen andere Gesetze
(Kinobesuch,
Zechprellerei, Hotelfalschmeldung

usw.) 18(14)

925(871) 1324 (1279)

15(18) 30 (33)

93(87) 111 (101)

g) Die im summarischen Verfahren erledigten Fälle hatten
wiederum hauptsächlich Widerhandlungen gegen das Verkehrsgesetz

zum Gegenstand; sie verteilen sich auf folgende Delikte:

Widerhandlungen gegen das SVG (z. T. mehrere
Delikte pro Angeschuldigten) 3137 (2802)
Schulunfleiss r 305 (327)
Nachtlärm und unanständiges Benehmen 303 (255)
Stellenwechsel ohne Bewilligung (Ausländer) 35 (51)
Delikte gegen Tanzdekret, Spielsalondekret,
Gastwirtschaftsgesetz usw.) 295 (257)

h) Über 54 (36) Kinder und 173 (177) Jugendliche wurden psychiatrische

oder psychologische Gutachten eingeholt, über 23 Kinder
und 17 Jugendliche lediglich gutachtliche Kurzberichte.

i) Gegen 14 (15) Burschen und 9 (14) Töchter mussten
Administrativuntersuchungen geführt werden, welche 5 Einweisungsanträge

an den Regierungsrat zur Folge hatten. In 10 Fällen
konnte von einem Antrag abgesehen werden und 8 Untersuchungen

waren Ende des Jahres noch nicht abgeschlossen.

k) Zum Schutze von 79 (65) Kindern und 131 (140) Jugendlichen
beantragten die Jugendanwälte den zuständigen
Vormundschaftsbehörden vormundschaftliche Massnahmen gemäss
Artikel 283ff ZGB; ausserdem wurde bei 6 mündig gewordenen
Schützlingen die Bevormundung beantragt.

I) Zur Erziehungsaufsicht und nachgehenden Fürsorge
unterstanden den 6 Jugendanwaltschaften während des Berichtsjahres

198 (171) Kinder und 1438 (1254) Jugendliche. Die 1301

(1094) am Ende des Jahres der Aufsicht unterstehenden Schützlinge

waren folgendermassen untergebracht:

Kinder Jugendliche Total

In der eigenen Familie 80(58)
In Pflegeplätzen 19 (17)
In Lehr- und Arbeitsplätzen ()
In Heimen und Anstalten 52 (23)
In Haft (-)
Ins Ausland geflüchtet ()

576 (513) 656(571)
60 (69) 79 (86)

275 (210) 275 (210)
236 (209) 288 (279)

1 (D 1 (1)
2(1) 2(1)

11. Administrativjustiz

Direktionsentscheide wurden im Berichtsjahr 27 an den
Regierungsrat weitergezogen; sie wurden vom Regierungsrat wie
folgt entschieden:

Vom Regierungsrat genehmigt am 23. Mai 1967.

Begl. Der Staatsschreiber i. V. : F. Häusler
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